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§ 1 Name, Sitz und Bezirk
Die Innung fuhrt den Namen Bau-Innung Bersenbruck.
Der Bezirk umfasst den Altkreis Bersenbruck.
Der Sitz der Innung ist in Osnabruck.
Die Innung ist ein Zusammenschluss von Betriebsinhabern. Diese mussen solche Hand-
werke oder handwerksahnliche Gewerbe, die sich fachlich oder wirtschaftlich naheste-
hen, austben. Fur das jeweilige Gewerbe muss eine Ausbildungsordnung erlassen wor-
den sein.
Die Innung hat die Rechtsform einer Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts. Sie wird mit der
Genehmigung ihrer Satzung durch die zustandige Handwerkskammer rechtsfahig.

Die Innung ist eine regionale Arbeitgeber-/Unternehmervereinigung.

§ 2 Fachgebiet

Das Fachgebiet der Innung umfasst:

1.

(1)

o a M DN

Maurer und Betonbauer
Zimmerer

Ofen- und Luftheizungsbauer
Brunnenbauer

Holz- und Bautenschutzer

Bodenleger

§ 3 Aufgaben (8 54 HwO)
Die Innung fordert die gemeinsamen gewerblichen Interessen ihrer Mitglieder. Sie hat ins-
besondere
1. den kollegialen und fachlichen Austausch sowie das Image des Berufes zu fordern,
2. sich fur ein gutes Miteinander zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Auszubil-
denden einzusetzen,
3. im Rahmen derVorgaben der zustandigen Handwerkskammer Regelungen zur Berufs-

ausbildung zu treffen und diese zu Uberwachen,



4. Gesellenprufungsausschusse zu errichten, um die Gesellenprifungen abzunehmen,
soweit hierfur eine Ermachtigung durch die zustandige Handwerkskammer vorliegt,

5. die Qualitat handwerklicher Aus- und Weiterbildung zu férdern und gegebenenfalls zu

diesem Zweck Bildungseinrichtungen zu unterhalten,

bei der Verwaltung der Berufsschulen mitzuwirken,

Genossenschaften im Handwerk zu fordern,

Behorden mit fachbezogenen Gutachten und Auskuinften zu unterstutzen,

© ® N o

handwerkliche Organisationen und Einrichtungen bei der Erfallung ihrer Aufgaben zu

unterstitzen,

10. die von der zustdndigen Handwerkskammer erlassenen Vorschriften und Anordnun-
gen durchzufuhren.

Die Innung soll

1. Betriebsinhabern Angebote zur Unterstltzung und Entlastung im betrieblichen Alltag
zur Verfugung stellen,

2. die Vergabestellen der kommunalen Gebietskorperschaften beraten und unterstut-
zen,

3. Offentlichkeitsarbeitim Sinne ihrer Mitglieder leisten.

Die Innung kann

1. Tarifvertrage abschlieBen, soweit der zustandige Innungsverband solche nicht fiir den

Bereich der Innung abgeschlossen hat,

2. Unterstutzungskassen durch Erlass einer entsprechenden Satzung errichten,
3. beiStreit zwischen Innungsmitgliedern und Auftraggebern auf Antrag vermitteln,
4. Innungsmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen in arbeitsrechtlichen,

sozialversicherungsrechtlichen und verwaltungsgerichtlichen Angelegenheiten vertre-
ten,

5. furihre Mitglieder Inkassodienstleistungen anbieten,

6. MaBnahmen gegen WettbewerbsverstoBe ergreifen.

Die Innung kann weitere MaBnahmen zur Férderung der gemeinsamen gewerblichen Inte-

ressen ihrer Mitglieder durchflihren.



§ 4 Zugehorigkeit zur Kreishandwerkerschaft
Die Innung ist Pflichtmitglied in der fur ihren Sitz zustandigen Kreishandwerkerschaft.
Sie kann durch Beschluss der Innungsversammlung die Fuhrung der Verwaltungsgeschafte
einschlieBlich der Buch- und Kassenprufung auf die Kreishandwerkerschaft Ubertragen.

Die Rechte und Pflichten der Organe der Handwerksinnung werden hierdurch nicht beruhrt.

§ 5 Mitgliedschaft (§ 58 HwO)
Mitglied der Innung kann werden, wer als naturliche oder juristische Person oder Personen-
gesellschaftin die Handwerksrolle oder in das Verzeichnis zulassungsfreier Handwerke mit
einem Gewerbe eingetragen ist, fur das die Innung gebildet wurde.
Der Betriebsinhaber muss seinen Betriebssitz im Innungsbezirk haben.
Liegen die gesetzlichen und satzungsgemaBen Voraussetzungen flr eine Innungsmitglied-
schaft vor, darf einem Betriebsinhaber der Beitritt zur Innung nur versagt werden, wenn

Grunde fur einen Innungsausschluss (8 11) vorliegen.

§ 6 Gast- und Fordermitglieder (§ 59 HwO)
Die Innung kann Gast- und Fordermitglieder aufnehmen, die ihr fachlich oder wirtschaftlich
nahestehen.
Gast- und Fordermitglieder nehmen an der Innungsversammlung mit beratender Stimme
teil.
Fur Gast- und Fordermitglieder gelten 88 8 bis 12 entsprechend mit der Ma3gabe, dass die

Entscheidung Uber die Aufnahme der Vorstand zu treffen hat.

§ 7 Ehrenmitglieder

Die Innungsversammlung kann Personen, die sich in besonderem MaRe flr die Innung und deren

Mitglieder eingesetzt haben, zu Ehrenmitgliedern ernennen.



§ 8 Aufnahme

Der Aufnahmeantrag ist in Textform an die Geschaftsstelle zu richten.

Die Geschaftsstelle pruft den Antrag. Liegen die Voraussetzungen flur eine Mitgliedschaft
vor, bestatigt sie die Aufnahme in Textform.

Liegen die Voraussetzungen nicht vor, teilt die Geschaftsstelle dem Betrieb die Hinde-
rungsgrinde mitund gibt ihm Gelegenheit zur Stellungnahme. Die endgultige Entscheidung
trifft in diesem Fall die Innungsversammlung; hieriber wird der Betrieb in Textform infor-

miert.

§ 9 Beginn und Ende der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft beginnt mit der Bestatigung der Aufnahme nach entsprechender Antrag-
stellung bzw. zu einem vom Antragsteller gewunschten spateren Termin.
Die Mitgliedschaft endet durch
1. Austrittgem. § 10,
2. Ausschlussgem. 8§11,
3. Wegfall der Voraussetzungen des § 5,
4. gerichtliche Anordnung in der das Mitglied durch Verfliigung Uber sein Vermogen be-

schrankt ist, insbesondere bei Ero6ffnung des Insolvenzverfahrens.

§ 10 Austritt/Kiindigung der Mitgliedschaft
Ein Austritt / eine Kundigung kann nur zum Schluss des Rechnungsjahres erfolgen und
muss mindestens sechs Monate vorher in Textform gegenuber der Geschaftsstelle erklart
werden.
Far Neumitglieder betragt die Mindestdauer der Mitgliedschaft zwei Jahre. Eine Kindigung
innerhalb dieses Zeitraums muss mindestens sechs Monate vor Ablauf der Mindestdauer

in Textform gegenuber der Geschaftsstelle erklart werden.

§ 11 Ausschluss

Der Vorstand kann ein Mitglied durch Beschluss ausschlieBen, das



e trotz zweimaliger Aufforderung langer als ein halbes Jahr mit Beitragen oder Gebuhren
im Ruckstand ist,

e wiederkehrend gegen die Satzung verstoBt oder

e wiederholt satzungsgemafBe Beschlusse und Anordnungen des Vorstands oder der In-

nungsversammlung nicht befolgt.

Vor dem Ausschluss ist dem Betroffenen Gelegenheit zur AuBerung innerhalb von 14 Tagen
zu geben. Gegen die Entscheidung kann der Betroffene gegenuber der Geschaftsstelle in
Textform Beschwerde einlegen. Uber die Beschwerde entscheidet der Vorstand. Lehnt der

Vorstand die Beschwerde ab, entscheidet die Innungsversammlung.

§ 12 Folgen der Beendigung der Mitgliedschaft

Bei Beendigung der Mitgliedschaft verlieren Mitglieder alle Anspriche an das Innungsvermaogen.

Sie bleiben zur Zahlung der Beitrage verpflichtet, die bis zum Ende der Mitgliedschaft fallig waren.

§ 13 Wahl- und Stimmrecht
Alle ordentlichen Mitglieder (8 5) sind in der Innungsversammlung wahl- und stimmberech-
tigt.
Jedes Innungsmitglied hat eine Stimme. Dies gilt auch fur juristische Personen und Perso-
nengesellschaften, selbst wenn mehrere Personen vertretungsberechtigt sind.
Das Wahl- und Stimmrecht kann ausnahmsweise auf eine betriebszugehdrige FUhrungs-
kraft bertragen werden, die in diesem Fall die Rechte und Pflichten gegenuber der Innung
tbernimmt. Die Ubertragung sowie der Widerruf werden vom Betriebsinhaber in Textform
gegenuber der Geschéaftsstelle erklart.
Ein Mitglied ist nicht wahl- und stimmberechtigt, wenn
e die Beschlussfassung eine Angelegenheit zwischen ihm und der Innung betrifft,

e eslangerals ein Jahr mit Beitragen im Rickstand ist.



§ 14 Wahlbarkeit
(1)  Inden Vorstand oder in Ausschisse kdnnen wahlberechtigte Innungsmitglieder sowie von
diesen bevollmachtigte leitende Betriebsangeharige (§ 13 Abs. 3) gewahlt werden.
(2) Eine Person ist nicht wahlbar, wenn sie wegen eines Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe

von uber einem Jahr verurteilt wurde.

§ 15 Verlust von Amtern

Bei Beendigung der Innungsmitgliedschaft (8 8) sowie beim Wegfall der Wahlbarkeit (8 14 Abs. 2)
verlieren

e Vorstandsmitglieder,

e Ausschussmitglieder,

e die Vertreter der Innung bei der Kreishandwerkerschaft und

e die Vertreter beim Innungsverband
ihr Amt.
Dies gilt nicht bei Beendigung der Innungsmitgliedschaft fir die Mitglieder des Prifungsaus-

schusses.

§ 16 Organe (8 60 HwO)
Die Organe der Innung sind
e die Innungsversammlung,
e derVorstand und

e die Ausschusse.

§ 17 Innungsversammlung (8 61 HwO)
(1)  DieInnungsversammlung besteht aus den ordentlichen Mitgliedern (8 5).
(2) Dielnnungsversammlung beschlieBt Uber alle Angelegenheiten der Innung, die nichtin die
Zustandigkeit des Vorstands, der Ausschlisse oder des Geschaftsflihrers fallen. Dies um-

fasstinsbesondere folgende Angelegenheiten:



10.

11.

12.

Die Feststellung des Haushaltsplanes bzw. des Wirtschaftsplanes und die Bewilligung
von Ausgaben, die im Haushaltsplan bzw. Wirtschaftsplan nicht vorgesehen sind,

die Beschlussfassung uber die Hohe der Innungsbeitrage und tber die Festsetzung von
Gebuhren,

die Prufung und Abnahme der Jahresrechnung bzw. die Feststellung des Jahresab-
schlusses,

die Wahl des Vorstandes, die Einsetzung der Ausschiisse sowie die Wahl ihrer Mitglie-
der,

die Wahl der Innungsvertreter in die Mitgliederversammlungen der Kreishandwerker-
schaft und des Innungsverbands,

die Einsetzung besonderer Ausschusse zur Vorbereitung einzelner Angelegenheiten,
der Erlass von Vorschriften Gber die Lehrlingsausbildung,

die Beschlussfassung uber

a) den Erwerb, die VerauBerung oder die dingliche Belastung von Grundeigen-
tum,

b) die VerauBerung von Gegenstanden, die einen geschichtlichen, wissenschaft-
lichen oder Kunstwert haben,

c) die Ermachtigung von Vorstand und Geschaftsfuhrung zur Aufnahme von Kre-
diten,

d) den Abschluss von Vertragen, durch welche die Innung fortlaufende Verpflich-
tungen eingeht. Davon ausgenommen sind alle Geschafte der laufenden Ver-
waltung (8 25 Abs. 2),

e) die Anlegung des Innungsvermaogens,

die Beschlussfassung Uber Satzungsanderungen, eine Fusion oder die Auflésung der
Innung,

die Beschlussfassung uber die Errichtung von Unterstutzungskassen und anderer Ein-
richtungen,

die Beschlussfassung Giber den Erwerb und die Beendigung der Mitgliedschaft bei dem
Innungsverband,

die Wahl eines Geschaftsflhrers und ggf. eines Stellvertreters oder die Beschlussfas-

sung Uber die Ubertragung der Geschéaftsfithrung auf eine Kreishandwerkerschaft.



Die nach Abs. 2 Nr. 7, 8 und 9 gefassten Beschlusse bedurfen der Genehmigung durch die
Handwerkskammer.

Die Amtszeit der Vertreter zur Kreishandwerkerschaft und zum Innungsverband entspricht
der Amtszeit des Vorstands.

Soll die Innungsversammlung die Ubertragung der Geschéftsfiihrung auf die Kreishandwer-
kerschaft (Abs. 2 Nr. 12) oder deren Ricknahme beschlieBen, so ist die Angelegenheit auf
die Tagesordnung der nachsten Innungsversammlung zu setzen. Die Kreishandwerker-
schaft ist rechtzeitig einzuladen.

Vor der Beschlussfassung Uber die RUcknahme der Geschéaftsfihrung ist einem Vertreter
der Kreishandwerkerschaft Gelegenheit zur Stellungnahme in der Innungsversammlung zu
geben. Der Beschluss Uber die RiUcknahme der Geschéaftsfuhrung muss mit einer Mehrheit
von drei Vierteln der teilnehmenden Mitglieder beschlossen werden.

Soll die Innungsversammlung den Beitritt zum Innungsverband (Abs. 2 Nr. 11) oder den
Austritt beschlieBen, so ist die Angelegenheit auf die Tagesordnung der nachsten Innungs-
versammlung zu setzen. Der Innungsverband ist rechtzeitig einzuladen. Vor der Beschluss-
fassung uber den Austritt aus dem Innungsverband ist einem Vertreter des Innungsverban-
des Gelegenheit zur Stellungnahme in der Innungsversammlung zu geben.

Der Beschluss uber den Austritt muss mit einer Mehrheit von drei Vierteln der teilnehmen-

den Mitglieder beschlossen werden.

§ 18 Einberufung der Innungsversammlung

Innungsversammlungen finden mindestens einmal im Jahr statt. Sie sind terminlich mit
dem Geschéftsfuhrer abzustimmen.

AuBerordentliche Innungsversammlungen konnen einberufen werden, wenn der Vorstand
sie beschlieB3t. Sie missen einberufen werden, wenn das Interesse der Innung die Einberu-
fung erfordert oder wenn ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder die Einberufung beim
Vorstand in Textform beantragt. Dabei missen der Zweck und die Griinde der Einberufung
mitgeteilt werden. AuBerordentliche Innungsversammlungen sind terminlich mit dem Ge-
schéaftsfuhrer abzustimmen.

Lehnt der Vorstand die Einberufung unberechtigt ab, kann die Handwerkskammer die In-

nungsversammlung einberufen und leiten.



§ 19 Einladung zur Innungsversammlung
Der Obermeister ladt zur Innungsversammlung ein. Die Einladung muss den Innungsmit-
gliedern mindestens vierzehn Tage vor der Sitzung in Textform zugehen und die Tagesord-
nung enthalten.
Die Einladungsfrist kann bei auBerordentlichen Innungsversammlungen in besonders drin-
genden Fallen auf drei Tage verklirzt werden.
Die Mitglieder des Gesellenausschusses mussen eingeladen werden, wenn Angelegenhei-

ten beraten oder beschlossen werden, an denen sie zu beteiligen sind.

§ 20 Durchfiihrung der Innungsversammlung
Der Obermeister leitet die Innungsversammlung. Bei der Einhaltung der Regularien wird er
unterstutzt durch den Geschaftsfuhrer oder eine von ihm bevollmachtigte Person.
Wahlen und Beschlliisse mussen in Textform protokolliert werden. Das Protokoll erhalten
alle Innungsmitglieder und der Geschaftsfuhrer.

Innungsversammlungen kénnen per Videokonferenz durchgefiihrt werden.

§ 21 Beschlussfahigkeit und Beschlussfassung der Innungsversammlung
Die Innungsversammlung ist beschlussfahig, wenn die Einladung form- und fristgerecht er-
folgtist. Eine Mindestteilnehmerzahlist hierfur nicht erforderlich, soweit die Satzung nichts
anderes bestimmt.
Beschlusse der Innungsversammlung gemaB § 17 werden mit einfacher Mehrheit der
stimmberechtigten Teilnehmer gefasst, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt. Bei
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Fur die Feststellung des Ergebnisses sind
ausschlieBlich die abgegebenen Ja- bzw. Nein-Stimmen maBgebend.
Beschllsse kdnnen von der Innungsversammlung nur Uber Angelegenheiten gefasst wer-
den, die in der Tagesordnung enthalten sind. Angelegenheiten konnen nachtraglich auf die
Tagesordnung gesetzt werden, wenn drei Viertel der stimmberechtigten Teilnehmer zustim-
men. Dies gilt nicht fur die folgenden Angelegenheiten:
e  Satzungsanderungen (§ 38), einschlieBlich Fusionen (§ 39),

e Auflosung der Innung (§ 39),



e  Abwahlvon Vorstandsmitgliedern,

e Vorstandswahlen,

e Beschlusse Uber Beitrage und Gebuhren (8 35 Abs. 4 u. 9),

e  Austritt aus dem Innungsverband,

e Entziehungder einer Kreishandwerkerschaft ibertragenen Geschaftsfiihrung oder Ab-

wahl des Geschaftsfuhrers.

DerVorstand kann beschlieBen, dass insbesondere uber folgende Angelegenheitenim Um-

laufverfahren abgestimmt wird:

e die Feststellung des Haushaltsplanes bzw. des Wirtschaftsplanes und die Bewilligung
von Ausgaben, die im Haushaltsplan bzw. Wirtschaftsplan nicht vorgesehen sind,

e dieBeschlussfassung uber die Hohe der Innungsbeitrage und Uber die Festsetzung von
Gebuhren und

e die Prufung und Abnahme der Jahresrechnung bzw. die Feststellung des Jahresab-

schlusses.

Ein Umlaufbeschluss ist gultig, wenn

1. alle Innungsmitglieder beteiligt wurden und

2. derBeschluss mitder nach dieser Satzung erforderlichen Mehrheit gefasst wurde, wo-
bei als Teilnehmer des Umlaufverfahrens diejenigen Mitglieder zu verstehen sind, die
eine Stimme bis zu dem gesetzten Termin in Textform gegenuber der Geschaftsstelle

abgegeben haben.

§ 22 Wahlen
Wahlen im Rahmen der Innungsversammlungen werden mit verdeckten Stimmzetteln
durchgefuhrt. Offene Wahlen sind zulassig, wenn niemand widerspricht.
Erfolgt die Durchflihrung der Innungsversammlung als Videokonferenz, so ist eine ver-
deckte Wahlwahrend der Versammlung nur zulassig, wenn ein technisches Hilfsmittel die
verdeckte Durchfuhrung gewahrleistet.
Fur die Feststellung des Wahlergebnisses sind ausschlieBlich die abgegebenen Ja- bzw.

Nein-Stimmen maBgebend; Stimmenthaltungen bleiben unberlcksichtigt. Gewahlt ist,
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wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten hat (einfache Stimmenmehrheit), so-
weit die Satzung keine anderen Regelungen enthalt. Bei Stimmengleichheit ist die Wahl zu
wiederholen. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Der Obermeister und sein Stellvertreter werden von der Innungsversammlung jeweils in ei-
nem eigenen Wahlgang mit absoluter Mehrheit (mehr als 50% der abgegebenen Stimmen)
der erschienenen Stimmberechtigten gewahlt. Fallt die Mehrzahl der abgegebenen Stim-
men nicht auf eine Person, so findet eine engere Wahl unter den beiden Personen statt, die
die meisten Stimmen erhalten haben (Stichwahl). Die Wahl der weiteren Mitglieder des Vor-
standes erfolgt mit einfacher Mehrheit.

Die Wahl des Obermeisters erfolgt unter Leitung eines Wahlleiters. Dieser wird von der In-
nungsversammlung bestimmt. Nach seiner Wahl leitet der Obermeister die Wahl der Ubri-
gen Vorstandsmitglieder.

Das Ergebnis der Vorstandswahl ist der Handwerkskammer innerhalb von einer Woche in

Textform mitzuteilen.

§ 23 Vorstand (8§ 66 HwO)
Der Vorstand besteht aus dem Obermeister, seinem Stellvertreter und bis zu funf weiteren
Mitgliedern. Er wird von der Innungsversammlung gewahlt.
Der Vorstand reprasentiert die Fachgebiete der Innung im Innungsbezirk. Der Obermeister
ist sein oberster Reprasentant.
Die Amtsdauer des Vorstandes betragt drei Jahre. Die Vorstandsmitglieder bleiben bis zur
nachsten Wahl des Vorstands im Amt. Eine Wiederwahl ist zulassig. Scheiden Mitglieder
des Vorstandes vor Ablaufihrer Wahlzeit aus, ist in der ndchsten Innungsversammlung eine
Neuwahl fur den Rest der Wahlzeit vorzunehmen.
Die Innungsversammlung kann den Vorstand oder einzelne seiner Mitglieder abwahlen,
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere bei grober Pflicht-
verletzung vor. Eine Abwahl kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Teilnehmer
erfolgen.
Vorstand und Geschaftsfihrer haften fir Schaden gegenuber Mitgliedern und gegentber
der Innung, die sie in Erfillung ihrer Tatigkeit verursachen, nur fir Vorsatz und grobe Fahr-

lassigkeit. Das gilt auch, soweit sie fur ihre Tatigkeit Vergutungen erhalten.
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§ 24 Vorstandssitzungen
Vorstandssitzungen finden nach Bedarf statt. Sie mussen einberufen werden, wenn die
Mehrheit des Vorstands dies verlangt.
Der Obermeister ladt in Textform zur Vorstandssitzung ein und leitet sie.
Mit der Einladung erhalten alle Vorstandsmitglieder die Tagesordnung. Beinhaltet die Ta-
gesordnung Punkte, die den Gesellenausschuss betreffen, erhalt der Vorsitzende des Ge-
sellenausschusses ebenfalls eine Einladung zur Vorstandssitzung.
Vorstandssitzungen kdnnen als Videokonferenz durchgefuhrt werden.
Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der Vorstandsmitglieder teil-
nimmt.
Der Geschaftsfuhrer ist berechtigt, an den Vorstandssitzungen teilzunehmen. Er darf nicht
teilnehmen, wenn Angelegenheiten behandelt werden, die ihn betreffen.
Ein Vorstandsbeschluss kann auch telefonisch oder im Umlaufverfahren in Textform ge-
fasst werden.
Die wahrend der Vorstandssitzung gefassten Beschlisse und besprochenen Ergebnisse
werden in einem Protokoll festgehalten. Das Protokoll erhalten alle Vorstandsmitglieder,
der Geschaftsfihrer sowie der Vorsitzende des Gesellenausschusses, soweit er zur Vor-

standssitzung einzuladen war.

§ 25 Vertretung der Innung
Der Obermeister und der Geschéaftsfuhrer vertreten die Innung gemeinsam gerichtlich und
auBergerichtlich.
Alle Geschafte der laufenden Verwaltung, also wiederkehrende Geschafte, werden durch
den Geschaftsfuhrer erledigt.
Fur Geschafte zwischen der Innung und der geschaftsfuhrenden Kreishandwerkerschaft
oder einer dritten geschaftsfiihrenden Stelle, sind der Obermeister und der Geschaftsflh-
rer von dem Verbot befreit, mit sich selbst Geschafte abzuschlieBen. § 181 BGB findet in-
soweit keine Anwendung.
Die Prozessvertretung vor Gericht als Bevollmachtigter in Rechtsstreitigkeiten eines Mit-
glieds erfolgt durch den Geschaftsfiihrer oder durch Beschaftigte der Innung und/oder der

Kreishandwerkerschaft mit Befahigung zum Richteramt. Der Geschaftsfiihrer kann weitere
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Beschaftigte der Innung sowie der Kreishandwerkerschaft mit der Prozessvertretung be-
vollmachtigen, soweit die gesetzlichen Vorschriften Uber die Erbringung entgeltlicher
Rechtsdienstleistungen durch die Bevollmachtigung gewahrt bleiben.

(5) Die Kreishandwerkerschaft kann sich als Zustellungsbevollmachtigte der Innung, auch im
elektronischen Rechtsverkehr, ausweisen und somit die Zustellung an das elektronische
Behordenpostfach der Kreishandwerkerschaft veranlassen, sofern die Innung die Ge-
schaftsfuhrung auf die Kreishandwerkerschaft Ubertragen hat. In diesem Fall ist diese so-
wohl im auBergerichtlichen als auch im gerichtlichen Verfahren Zustellungsbevollméach-
tigte der Innung. Hierbei konnen insbesondere Posteingange im elektronischen Rechtsver-
kehr an das elektronische Behdrdenpostfach der Kreishandwerkerschaft Ubermittelt wer-
den.

Die Kreishandwerkerschaft ist befugt, die Posteingange entgegen und zur Kenntnis zu neh-
men sowie elektronische Empfangsbekenntnisse abzugeben. Die Zustellungsbevollmach-
tigung besteht auch im Rahmen der Prozessbevollmachtigung der Innung durch Mitglieds-

betriebe.

§ 26 Aufwandsentschadigungen
Die Vorstandsmitglieder Gben ihr Amt ehrenamtlich aus. Sie kdnnen eine angemessene Auf-
wandsentschadigung sowie einen Ersatz fur ihre nachgewiesenen Auslagen erhalten. Die Ent-

scheidung sowie die Festsetzung erfolgen durch die Innungsversammlung.

§ 27 Ausschiisse
(1)  Dielnnung muss folgende standige Ausschusse bilden:
e  Berufsbildungsausschuss
e Rechnungsprifungsausschuss
e Innungseigene Priifungsausschiisse (im Falle einer Ubertragung gem. § 33 Abs. 1 Satz
3 HwO).
(2) DieInnung kann weitere Ausschusse bilden, zum Beispiel:
e  Schlichtungsausschuss fur Ausbildungsstreitigkeiten (§ 67 Abs. 3 HwO)

° Fachausschusse
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e Ausschusse zur Wahrnehmung befristeter Aufgaben.

Die Ausschussmitglieder iben ihr Amt ehrenamtlich aus. Sie konnen eine angemessene
Aufwandsentschadigung sowie einen Ersatz fur ihre nachgewiesenen Auslagen erhalten.
Die Entscheidung sowie die Festsetzung erfolgen durch die Innungsversammlung. Wenn
eine Entschadigungsregel der Handwerkskammer existiert, ist diese anzuwenden.

Die Amtszeit der standigen Ausschusse entspricht der ordentlichen Amtsdauer des Vor-
stands. Die Ausschussmitglieder bleiben bis zur nachsten Wahl des Ausschusses im Amt.
Eine Wiederwahl ist zul3ssig.

Die Wahl der Ausschussmitglieder sowie des Ausschussvorsitzenden erfolgt mit einfacher
Mehrheit.

Die Ausschusse beraten uber alle zu ihrem Aufgabengebiet gehdrenden Angelegenheiten.
Sie berichten dem Vorstand bzw. der Innungsversammlung Uber die Ergebnisse ihrer Ar-
beit.

Fur jedes zu wahlende Ausschussmitglied konnen Stellvertreter gewahlt werden.

§ 28 Berufsbildungsausschuss (§ 67 Abs. 2 HwO)
Der Berufsbildungsausschuss hat folgende Aufgaben:
e  Beratung lUber Angelegenheiten der beruflichen Aus- und Weiterbildung
e  Unterstutzung des Lehrlingswartes bei der Erfullung seiner Aufgaben
e  Abgabevon Stellungnahmenin Verfahren zur Entziehung der Ausbildungsberechtigung
auf Anfrage der zustandigen Handwerkskammer
Der Berufsbildungsausschuss besteht aus dem Vorsitzenden (Lehrlingswart) und mindes-
tens vier weiteren Ausschussmitgliedern. Die Halfte sind Innungsmitglieder, die in der Re-
gel Arbeitnehmer oder Auszubildende beschéaftigen, und die andere Halfte sind bei In-

nungsmitgliedern beschaftigte Gesellen der entsprechenden Berufe.

§ 29 Rechnungspriifungsausschuss
Der Rechnungsprifungsausschuss prift die Jahresrechnung bzw. den Jahresabschluss der

Innung und berichtet der Innungsversammlung Uber das Ergebnis.
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Der Rechnungsprifungsausschuss besteht aus bis zu vier Mitgliedern. Sie durfen nicht
dem Vorstand angehoéren. Die Rechnungsprufung sollte durch mindestens zwei Aus-

schussmitglieder durchgefuhrt werden.

§ 30 Priifungsausschiisse
Die Innung kann innungseigene Prufungsausschusse errichten. Sie muss hierfur von der
zustandigen Handwerkskammer ermachtigt worden sein. Die Vorgaben der relevanten Pra-
fungsordnung sowie des Ermachtigungsbescheides der Handwerkskammer sind einzuhal-
ten. Die Kosten der Prufung tragt die Innung, der auch die Prufungsgebuhren zuflieBen.
Die Hohe der Prafungsgebuhren richtet sich nach der jeweils gultigen Gebuhrenregelung
der Handwerkskammer, soweit diese verbindliche Gebiihrenregelungen vorgeben. Im Ub-
rigen bestimmt die Gebuhrenordnung der Innung die Hohe.
Der Prufungsausschuss hat die Aufgabe, die Prifungen aller Auszubildenden des Hand-
werks, fur das er errichtet worden ist, abzunehmen.
Der Prufungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Er ist paritatisch mit Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern sowie mindestens einem Berufsschullehrer zu besetzen.
Die Mitglieder haben Stellvertreter. Die Mitglieder und die Stellvertreter missen die nach
der Handwerksordnung erforderliche fachliche und personliche Eignung besitzen
(8 34 Abs. 3 HWO).
Bei innungseigenen Prufungsausschissen werden die Arbeitgeber von der Innungsver-
sammlung und die Arbeitnehmer von dem Gesellenausschuss gewahlt. Berufsschullehrer
werden im Einvernehmen mit der fur die in dem jeweiligen Bundesland zustandigen Lan-
desbehdrde oder einer von ihr bestimmten Stelle nach Anhérung der Innung von der Hand-
werkskammer berufen.
Die Prufungsausschussmitglieder kdnnen aus wichtigem Grund abberufen werden. Vorher
sind die fur die Benennung zustandigen Gremien und Institutionen anzuhéren.
Die Prufungsausschussmitglieder wahlen aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit einen Vor-
sitzenden und einen Stellvertreter.
Die Prufungsausschussmitglieder Uben ihr Amt ehrenamtlich aus. Sie erhalten eine Auf-

wandsentschadigung sowie einen Ersatz fur ihre nachgewiesenen Auslagen. Die Hohe der
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Aufwandsentschadigung wird durch die zustdndige Handwerkskammer festgelegt. Fehlt
eine solche, entscheidet die Innungsversammlung.

Der Prufungsausschuss ist beschlussfahig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder, mindestens
jedoch drei, mitwirken. Er beschlieBt mitder Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

Die Innung kann auf Grundlage von § 35a Abs. 2 HwO weitere Prufer fur den Einsatz in Pru-
ferdelegationen berufen. Die Regeln fur Prafungsausschusse finden entsprechende An-

wendung.

§ 31 Schlichtungsausschuss flir Ausbildungsstreitigkeiten (8 67 Abs. 3 HwO)

(1) Der Schlichtungsausschuss fur Ausbildungsstreitigkeiten ist fur alle Streitigkeiten zwi-
schen Ausbildenden und Lehrlingen im Bezirk und Fachbereich der Innung zustandig,
sofern die Innung diesen errichtet hat.

(2) Der Ausschuss besteht aus einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. Die oder der Vorsit-
zende muss uber die erforderlichen juristischen Kenntnisse verfiigen und mit dem Aus-
bildungswesen vertraut sein. Ein Beisitzer muss Innungsmitglied sein und in der Regel
Gesellen oder Lehrlinge beschaftigen, der andere Beisitzer muss Gesellin oder Geselle
sein.

(3) DerVorsitzende sowie der Beisitzer, der Innungsmitglied ist, werden von der Innungsver-
sammlung, der Beisitzer, der Geselle ist, von dem Gesellenausschuss gewahlt. Bei der
Wahl des Vorsitzenden nehmen die Mitglieder des Gesellenausschusses mit vollem
Stimmrecht an der Innungsversammlung teil.

(4) Im Ubrigen gilt die von der zustdndigen Handwerkskammer jeweils erlassene Verfah-

rensordnung.

§ 32 Gesellenausschuss (§8 68 ff. HwO)
Bei der Innung wird ein Gesellenausschuss eingerichtet. Seine Aufgabe ist es, fur ein gutes
Verhaltnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu sorgen. Zudem wabhlt er, soweit

erforderlich, Arbeitnehmervertreter in die Innungsausschusse.
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Der Gesellenausschuss besteht aus dem Vorsitzenden und mindestens zwei weiteren Mit-
gliedern. Fur die Mitglieder sind Stellvertreter zu wahlen, die im Falle der Verhinderung oder
des Ausscheidens fur den Rest der Wahlzeit in der Reihenfolge der Wahl nachrlcken. Die
Amtszeit des Gesellenausschusses entspricht der Amtszeit des Vorstands.

Der Gesellenausschuss ist zu beteiligen

1. beiErlass von Vorschriften Uber die Regelung der Ausbildung von Auszubildenden,

2. bei MaBnahmen zur Férderung und Uberwachung der beruflichen Ausbildung und zur
Forderung der charakterlichen Entwicklung der Auszubildenden,

3. beider Errichtung der Prifungsausschusse,

4. bei MaBnahmen zur Férderung des handwerklichen Kénnens der Gesellen, insbeson-
dere bei der Errichtung oder Unterstutzung der zu dieser Forderung bestimmten Fach-
schulen und Lehrgange,

5. bei der Mitwirkung an der Verwaltung der Berufsschulen gemaB den Vorschriften der
Unterrichtsverwaltung,

6. bei der Wahl oder Benennung der Vorsitzenden von Ausschuiissen, bei denen die Mit-
wirkung der Gesellen durch Gesetz oder Satzung vorgesehen ist,

7. beider Begrindung und Verwaltung aller Einrichtungen, fur welche die Gesellen Bei-
trage entrichten oder eine besondere Mihewaltung Ubernehmen oder die zu ihrer Un-
terstltzung bestimmt sind.

Die Durchfuhrung von Beschlussen der Innungsversammlung in den vorgenannten Angele-

genheiten, erfordern eine Zustimmung des Gesellenausschusses. Sollte diese Zustim-

mung nicht bzw. nicht in angemessener Frist erteilt werden, dann kann die Innung eine Ent-
scheidung der Handwerkskammer binnen eines Monats beantragen.

Far die Beteiligung des Gesellenausschusses in den unter Absatz 3 genannten Fallen gilt,

dass bei der Beratung und Beschlussfassung des Vorstandes mindestens ein Mitglied des

Gesellenausschusses und bei der Beratung und Beschlussfassung der Innungsversamm-

lung alle Mitglieder des Gesellenausschusses jeweils mit vollem Stimmrecht teilnehmen.

Bei der Verwaltung von Einrichtungen, die fir die Gesellen mit Aufwendungen verbunden

sind, sind vom Gesellenausschuss gewahlte Gesellen in gleicher Zahl zu beteiligen wie In-

nungsmitglieder. In Angelegenheiten, die in einem von der Innung oder dem Innungsver-
band abgeschlossenen oder abzuschlieBenden Tarifvertrag geregelt sind, ist der Gesellen-

ausschuss nicht zu beteiligen.
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Die Tatigkeitim Gesellenausschuss erfolgt ehrenamtlich. Fur Auslagen und Zeitversaumnis
gewahrt die Innung eine Entschadigung; § 27 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Mitglieder des
Gesellenausschusses durfen in der Ausuibung ihrer Tatigkeit nicht behindert werden. Auch
durfen sie wegen dieser Tatigkeit nicht benachteiligt oder begunstigt werden. Sie sind von
ihrer beruflichen Tatigkeit ohne Klrzung ihres Entgeltes freizustellen, soweit es die Mitwir-
kungim Gesellenausschuss erfordert und wichtige betriebliche Grunde nicht entgegenste-

hen.

§ 33 Die Wahl des Gesellenausschusses
Die Mitglieder des Gesellenausschusses werden im Rahmen einer Wahlversammlung mit
verdeckten Stimmzetteln in allgemeiner, unmittelbarer und gleicher Wahl gewahlt. Falls die
Wahlversammlung zu keinem Ergebnis fuhrt, ist aufgrund von Wahlvorschlagen in Schrift-
form nach den Grundsatzen der Verhaltniswahl zu wahlen. Jeder Wahlvorschlag muss so
viele Bewerber enthalten, wie Mitglieder des Gesellenausschusses zu wahlen sind.
Zudem muss der Wahlvorschlag von drei Wahlberechtigten unterzeichnet sein; die Unter-
zeichner mussen die Betriebsadresse ihrer Arbeitgeber angeben. Wird nur ein gultiger
Wahlvorschlag eingereicht, dann gelten die darin bezeichneten Bewerber als gewahlt (Frie-
denswabhl).
Berechtigt zur Wahl des Gesellenausschusses sind die bei den Innungsmitgliedern be-
schaftigten Gesellen. Als Geselle gilt, wer die Gesellenprifung oder eine entsprechende
Abschlussprufung abgelegt hat. Wahlberechtigt ist auch, wer nicht nur vorubergehend in
einem Handwerksbetrieb mit Arbeiten betraut ist, die gewodhnlich nur von Gesellen ausge-
fuhrt werden. Wahlbar sind die wahlberechtigten Gesellen, sofern sie volljahrig und seit
mindestens drei Monaten bei einem Innungsmitglied beschéaftigt sind. Eine kurzfristige Ar-
beitslosigkeit lasst sowohl die Wahlberechtigung als auch die Wahlbarkeit unberuhrt, so-
fern sie zum Zeitpunkt der Wahl nicht langer als drei Monate besteht.
Wenn Mitglieder des Gesellenausschusses nicht mehr bei einem Innungsmitglied beschéaf-
tig sind, aber innerhalb des Innungsbezirks bei einem anderen Handwerksbetrieb verblei-
ben, dann behalten Sie ihr Amt bis zum Ende der Wahlzeit, langstens jedoch fur ein Jahr.
Falls ein Mitglied des Gesellenausschusses arbeitslos wird, behalt es sein Amt bis zum

Ende der Wahlzeit.
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Die Einladung zur Wahl des Gesellenausschusses erfolgt durch die Innung uber die In-
nungsmitglieder in Textform. Die Innungsmitglieder sind verpflichtet, die Einladung an die
wahlberechtigten Arbeitnehmer weiterzuleiten. Kosten, die fur die Wahl des Gesellenaus-

schusses anfallen, tragt die Innung.

§ 34 Geschiftsstelle
Die Innung errichtet in ihrem Bezirk eine Geschaftsstelle, die von einem Geschaftsfuhrer
geleitet wird. Der Geschaftsfuhrer hat nach den Richtlinien des Vorstandes die laufenden
Geschéfte zufuhren. Erist dem Vorstand fur die Durchflihrung der Aufgaben der Geschéafts-
stelle und far die ordnungsmaBige Erledigung der den Angestellten unter seiner Leitung
Ubertragenen Arbeiten verantwortlich. Die Weisungsbefugnis gegenuber den Beschéftigten
obliegt allein dem Geschaftsfuhrer.
Die Wahl eines solchen Geschaftsfuhrers und ggf. auch eines Stellvertreters, sowie die Ge-
nehmigung der Anstellungsvertrage werden in der Innungsversammlung vorgenommen (8
17 Abs. 2, Ziff. 12).
Wenn die Innung die Geschaftsfuhrung der Kreishandwerkerschaft Ubertragt, ist diese zu-
gleich auch Geschaftsstelle der Innung. In diesem Fall richten sich die Vertretungsregelun-
gen nach der jeweiligen Satzung der Kreishandwerkerschaft.
Von der Ubertragung und ihrem Widerruf ist unverziiglich die Handwerkskammer zu unter-
richten. Eine Ausfertigung der Niederschrift Uber diese Beschlusse ist unverzuglich der
Handwerkskammer einzureichen. Dies gilt auch, wenn die Innung die Geschaftsfuhrung ei-
ner dritten Stelle Ubertragt.
Beschéftigt die Innung weder einen Geschaftsfuhrer, noch hat sie die Geschaftsfuhrung auf
die Kreishandwerkerschaft oder eine dritte Stelle Ubertragen, Ubernimmt der Vorstand die
Geschéaftsfuhrung ehrenamtlich. Die Anstellung eines Vorstandsmitglieds als Geschéafts-

fUhrer ist unzulassig.
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§ 35 Beitrage und Geblihren (§ 73 HwWO)
Die Kosten der Innung und ihres Gesellenausschusses sind von den Innungsmitgliedern
durch Beitrage zu tragen, soweit sie nicht aus Ertragen des Vermogens oder aus anderen
Einnahmen finanziert werden kdnnen.
Der Beitrag besteht aus einem Grundbeitrag und einem Zusatzbeitrag.
Soweit kein Pauschalbeitrag angesetzt wird, ist der Grundbeitrag nach dem Gesamttarif-
stundenlohn (GTL) des Ecklohns und der Zusatzbeitrag nach der Lohn- und Gehaltssumme
zu bemessen.
Uber die Hohe der Beitrage beschlieBt die Innungsversammlung jéhrlich im Rahmen des
Haushaltsplans bzw. des Wirtschaftsplans. Bis zu einer anderweitigen Festsetzung sind die
Beitrage in der bisherigen Héhe weiter zu entrichten.
Die Innung ist berechtigt, alle fur die Beitragserhebung notwendigen Daten bei den jeweils
zustandigen Institutionen (z.B. Berufsgenossenschaften, Krankenkassen, Finanzverwal-
tung) abzufragen.
Die Berechtigung gilt auch fir den Landes- und Bundesverband, wenn die Innung dort Mit-
glied ist. Verweigert ein Mitglied die Angabe der zum Abruf erforderlichen Daten (z.B. BG-
Mitgliedsnummer/UNR.S-Nummer), so kann die Innung die fur die Beitragserhebung rele-
vanten Daten schéatzen.
Die Verpflichtung zur Zahlung von Beitragen beginnt mit dem ersten Tag des Monats nach
der Aufnahme. Der Beitrag wird mit Zugang des Beitragsbescheids fallig.
Fur Gast- und Fordermitglieder kdnnen abweichende Beitrage von der Innungsversamm-
lung beschlossen werden.
Die Innungsversammlung kann bei Bedarf auBerordentliche Beitrdge und Sonderbeitrage
beschlieBen.
Die Innung kann von Innungsmitgliedern oder anderen Personen, die Tatigkeiten oder Ein-
richtungen der Innung in Anspruch nehmen, Gebuhren erheben.
Als Korperschaft des o6ffentlichen Rechts ist die Innung berechtigt, rickstandige Beitrage
und Gebuhren nach den landesrechtlichen Vorschriften fur die 6ffentlich-rechtliche Voll-

streckung kommunaler Forderungen einzuziehen.
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§ 36 Haushaltsplan und Jahresrechnung/Wirtschaftsplan und Jahresabschluss sowie

Buchfiihrung
Das Haushaltsjahr bzw. Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.
Die Innung stellt fur jedes Haushalts- bzw. Wirtschaftsjahr einen Plan Uber alle zu erwar-
tenden Kosten auf.
Die Innung hat innerhalb der ersten sechs Monate des Haushaltsjahres eine Jahresrech-
nung fur alle Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Rechnungsjahres bzw. einen Jah-
resabschluss fur alle Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Wirtschaftsjahres zu er-
stellen.
Der Geschaftsfuhrerist fir die Erstellung des Haushaltsplanes bzw. des Wirtschaftsplanes
und der Jahresrechnung bzw. des Jahresabschlusses verantwortlich.
Die zustandige Handwerkskammer erhalt jeweils ein Exemplar des Haushaltsplans bzw.
des Wirtschaftsplans sowie der Jahresrechnung bzw. des Jahresabschlusses zur Kenntnis-
nahme.
Der Innung steht bei der Festlegung der Form der Buchfihrung, entweder nach kameralis-
tischen Grundsatzen oder den Regeln der Doppik, ein Wahlrecht zu. Sofern die Innung ihre
Buchfuhrung der Kreishandwerkerschaft Ubertragt, entspricht die Form der Buchfuhrung
dem von diesem gewahlten System.
Fur die Haushalts- und Kassenfiihrung sowie die Rechnungslegung nach kameralistischen
Grundsatzen gelten die Bestimmungen der von der Innungsversammlung beschlossenen
Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung. Wurde die Buchflihrung auf die Kreishand-
werkerschaft Ubertragen, gilt die von dieser fur die Innung erstellte Haushalts-, Kassen- und
Rechnungsordnung. Liegt eine solche nicht vor, gilt die der zustadndigen Handwerkskam-
mer.
Fur die Buchfuhrung, die Aufstellung des Wirtschaftsplans sowie den Jahresabschluss
nach den Grundsatzen der Doppik gelten die Bestimmungen der von der Innungsversamm-
lung beschlossenen Finanzordnung. Wurde die Buchflhrung auf die Kreishandwerker-
schaft Ubertragen, gilt die von dieser fur die Innung erstellte Finanzordnung. Liegt eine sol-

che nicht vor, gilt die der zustandigen Handwerkskammer.
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§ 37 Vermogensanlage

Beider Anlage des Innungsvermogens sind allgemeine Sorgfaltspflichten zu beachten. Erganzend

gelten die Bestimmungen der anwendbaren Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung bzw.

der anwendbaren Finanzordnung.

§ 38 Anderung der Satzung

Satzungsadnderungen kdnnen von der Innungsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln

der teilnehmenden Mitglieder beschlossen werden.

§ 39 Fusion und Auflésung der Innung (88 76-78 HwO)

Eine Fusion oder eine Auflosung der Innung erfolgt ausschlieBlich durch eine zu diesem
Zweck stattfindende auBerordentliche Innungsversammlung.

Die Auflésung kann nur mit einer Mehrheitvon drei Vierteln aller stimmberechtigten Mitglie-
der erfolgen.

Sind in der zu diesem Zweck einberufenen Innungsversammlung drei Viertel der Stimmbe-
rechtigten nicht erschienen, so ist binnen vier Wochen eine zweite Innungsversammlung
einzuberufen, in welcher der Auflosungsbeschluss mit einer Mehrheit von drei Vierteln der
erschienenen Mitglieder gefasst werden kann. In der Ladung zur ersten Innungsversamm-
lung kann vorsorglich fur den Fall, dass drei Viertel der Stimmberechtigten nicht erschei-
nen, bereits zu der zweiten Innungsversammlung, die am gleichen Tag, frihestens dreiBig

Minuten spater als die erste stattfindet, geladen werden.

§ 40 Zahlungsunfihigkeit, Uberschuldung der Innung
Die Eroffnung des Insolvenzverfahrens Uber das Vermogen der Innung fihrt zu deren Auflo-
sung.
Der Vorstand hat im Falle der Zahlungsunféhigkeit oder der Uberschuldung die Eréffnung

des Insolvenzverfahrens zu beantragen.
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(3) Wird die Stellung des Antrages verzogert, so sind die Vorstandsmitglieder, denen ein Ver-
schulden zur Last fallt, den Glaubigern fur den daraus entstehenden Schaden verantwort-

lich; sie haften als Gesamtschuldner.

§ 41 Liquidation
BeschlieBt die Innungsversammlung die Auflésung der Innung, so wird das Vermdgen nach Abzug
der Verbindlichkeiten an die zustdndige Kreishandwerkerschaft ausgezahlt. Die Innungsver-
sammlung kann auch beschlieBen, das verbleibende Vermdgen ganz oder anteilig an den fach-
lich zustandigen Landes- oder Bundesinnungsverband auszuzahlen. Das Vermadgen ist fur hand-
werksfordernde Zwecke zu verwenden.
Ansonsten erfolgt die Liquidation unter entsprechender Anwendung der fur Vereine geltenden Re-

gelungen des Burgerlichen Gesetzbuches (8§ 47-53).

§ 42 Rechtsaufsicht (8§ 75 HwO)
Die zustandige Handwerkskammer hat die Rechtsaufsicht Uber die Innung. Die Aufsicht erstreckt
sich darauf, dass Gesetz und Satzung beachtet, insbesondere dass die der Handwerksinnung

Ubertragenen Aufgaben erfullt werden.

§ 43 Bekanntmachungen
Die Bekanntmachungen der Innung erfolgen auf der Internetseite der Innung, der zustandigen

Kreishandwerkerschaft oder einer anderen geschaftsfuhrenden Stelle.

§ 44 Diversitat und Stellvertretung
(1)  Soweit in der Satzung Amter und/oder Funktionen benannt werden, sind diese, unabhangig
von der Bezeichnung, geschlechtsneutral zu verstehen.
(2) Istim Rahmen dieser Satzung vom Obermeister, vom Geschaftsflihrer oder von sonstigen
Funktionstragern die Rede, dann sind im Verhinderungsfall deren satzungsgemaBe Stell-

vertreter durch die jeweilige Regelung zum Handeln berechtigt oder verpflichtet.
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§ 45 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach Zugang der Genehmigung der zustdndigen Handwerkskammer in Kraft.

..........................................

(Kreishandwerkerschaft Osnabriick,
vertreten durch
Hauptgeschéaftsflihrer Thorsten Coch)

Krbermeister)
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